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Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 24„‚September 4974
durch den Vorsitzenden Richter Dr‚ B r o c k e ,
die Richter H e n n i g und Dr„ G & g.e l
und die ehrenamtlichen Richter Dr° Fritzemeyer

und L e n z für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten werden die Urteile

des Lendessozialgeriehts Rheinland—Pfalz von

48„ Dezember 1972 und des Sozialgerichts Speyer

von 10° November 49?4 aufgehoben;

Die Klage wird abgewiesen.

Kosten des Rechtsstreits sind nicht zu erstatten°
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte die

Teilnahme des Klägers an Lehrgängen der Verwaltungsschule

des Verbandes der Ortskrenkenkassen Rheinland—Pfalz,

Süd—Baden und Süd—Württemberg-Hohenzollern nach dem

Arbeitsförderungsgesetz (AFG) zu fördern hät.

Der Kläger hat im Dezember 1955 die Anstellungsprüfung für
den Krehkenkessen—Vervaltungsdicnst (4, Verwaltungsprüfung)

bestanden; Seit dem 4° Januar 4969 war er als Sachbearbeiter

'bei der Betriebskrankenkesse der Firma K:51:33;-H233n31ir

D;x:r AG in M:■zx.nngestellt. Zur Vorbereitung auf die

2° Verreltungsprüfung für den Krankenkessen—Verwaltungsdienst
hat der Kläger in der Zeit vom 22„ Februar bis 24„ März,

30° August bis 49. September und 29, November bis 19° Dezember

1970 Internetslehrgänge der Verwaltungsschule der Ortskrenken—

kasscn in Bühlertal besucht. In der Zeit vom 29‚ bis 510 März

4974 nahm er an der Prüfung vor dem Oberversicherungsemt für

Rheinland—Pfalz in Mainz teil. Die Prüfung bestand er am
4. Juni 4974 mit der Note befriedigend.

Nach einer Auskunft des Verbandes der Ortskrankenkessen vom
11. Juni 1974 ist in der Prüfung die Teilnahme an Lehr—
gängen nicht zwingend vorgeschrieben, jedoch üblich.
Teilnehmer sind ausschließlich Bedienstete von Ort„—,
Betriebs— und Innungskrenkcnkesseno Die Anmeldung erfolgt

durch den Dienstherrn, der auch allein gegenüber dem Verband

kostenpflichtig ist. Der Lehrplan ist ganz auf die Verhälté

nisse der Pflichtkesecn zugeschnitten° Die Kosten für die

Unterbringung und Verpflegung während der Internetslehrgänge

würden von der Arbeitgeberin bezehltgb Der Kläger ist
_

jedoch nach Übernahme der Kosten durch die Arbeitsverweltung

zur Rückzahlung verpflichtet° Im übrigen wurde dem Kläger

lediglich unbezuhlter Uileub gewährt°
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Seit 4° Januar 4972 ist der Kläger Geschäftsführer der

Betriebskrnnkenkasse der Firma Krrrrzrrunrtütrf■shrrfr AG_

in Mainz„ Nach seinen Angaben hat sich dies kurzfristig

ergeben und war nicht Ausgangspunkt für den Lehrgangsbesuch‚

Der Antrag des Klägers (24. April 4970) auf Förderung des

Schulbesuchs wurde abgelehnt (Bescheid vom 46. November

4970, Widerspruehsbescheid vom 25. Januar 4974)„ Die Klage

hatte hingegen in beiden Vorinstan2cn Erfolg (Urteil des

Sozialgerichts —SG—Speyer; Zweigstelle Mainz, vom
40° NOV0mber 4974; Urteil des Lendessozislgerichts —LSG—

einlnnd—Pfslz vom 48„ Dezember 4972)°

Das LSG hat die Auffassung vertreten, bei dem Lehrgang

handele es sich um eine Maßnahme der beruflichen Iortbildung

im Sinne des 5 44 Abs° 4 AFG; die Teilnahme deren setze
eine abge5chlossene Berufsausbildung voraus und habe zum

Ziel, die beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten des

“Klägers zu erweitern und seinen beruflichen Aufstieg zu

ermöglichen„ Der Lehrgang sei nicht im Sinne des 5.43 Abs° 2

niFG auf die Zwecke eines Betriebes oder Verbandes ausge—

richtet und somit nicht grundsätzlich von der lörderung-eus»

geschlossen° Diese Ausnehmeverschrift sei eng auszulegcn°

Fortbildungsmußnehmen_dienten regelmäßig nicht nur den

Interessen des Arbeitnehmers, sondern zugleich auch denen

des Arbeitgebers; eine Ausrichtung in diesem fSinne könne

daher zur Anwendung des 5 45 Abs. 2 AFG nicht genügen°
Es könne dafür auch nicht entscheidend darauf ankommen,

ob der Arbeitgeber ein besonderes Interesse daran habe, den

fortzubildcnden ‘rbeitnehmer in seinem Betriebe zu behalten,

oder darauf, ob der Arbeitnehmer selbst die Absicht habe,

dort zu bleiben° Nach % 43 Abs° 2 AFG seien Maßnahmen

grundsätzlich von der Förderung ausgeschlossen, die ihrem

Inhalt nach so speziell auf die Zwecke eines Betriebes oder

Verbandes ausgerichtet seien, daß der Arbeitnehmer die mit

der Fortnildung erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten ausser“
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halb dieses Bereichs nicht oder kaum auf dem allgemeinen

Arbeitsmarkt nutzen könne° Nach Ansicht des LSG genüge es

aber nicht — obgleich der allgemeine Sprachgebrauch eine

* solche Auslegung erlauben würde —‚ daß eine Maßnahme zwar

von einem Betrieb oder Verband für seine Zwecke eingerichtet

oder gefördert wird und auch in Lehrplan und Teilnahmebe—

dingungen auf diese Zwecke zugeschnitten ist, die dort vor—
mittelten Kenntnisse und Fertigkeiten aber — aus der Sicht

des Betriebes oder Verbandes unerwünscht — von den Teilnehmern

auch auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nutzbringend
eingesetät

werden könnten° Im vorliegenden Fall liege auf der Hand, daß

die dem Kläger bei der Teilnahme an dem Lehrgang vermittelten

Kenntnisse und Fertigkeiten bei allen Krankenkassen der ReiChs—

Versicherungsordnung (EVO) und darübcrlnnaus in weiten Be-
reichen der öffentlichen Verwaltung beruflich genutzt werden

könnten. Bei der Ausrichtung auf die Zwecke eines Betriebes‘

oder Verbandes könne nicht auf die Zwecke_eines Verwaltungs—

Zveiges abgestellt werden wie “die Krankenkassen“ insgesamt°

Dieser engen Auslegung des 5 43 Abs. 2 AFG stünden auch

nicht die Ausführungen im Bericht des Bundesta sausschusses-

zu 5 42 Abs. 4 des Entwurfs (gg BT—Drucks. V/4440 S„.9)

entgegen, zumal dort von "verbandsleunaebctriebeinternön93Mqßnnhmen
die Rede sei; Hätte man aber — was zweifelhef' sei — damit

die Förderung von Maßnahmen ausschließen wollen, die bisher\
üblicherweise von Betrieben oder Verbänden finanziert uurden5

so habe eine solche Absicht jedenfalls im Gesetz keinen
hihreichenden Ausdruck gefunden. Gegen eine weite Auslegung

in dieser Richtung spreche auch die im Vergleich zu 5 457
des Gesetzes über.ßrbeitsvermittlung und Arbeitslosenverq

sicherung (AVAVG) eingeschränkte Regelung in 5 57 AFG, wonach
Förderungsleistungen nicht gewährt werden, soweit andere

öffentlich—rechtliche Stellen hierzu gesetzlich verpflichtet
sind° Auch fehle in den_Sondervorsehrifton für die berufliche

Fortbildung eine dem — für das Gebiet der beruflichen Umschulung

geltenden — 5 47 Abs„ 2 AFG entsprechende Vorschrift, wonach

„5-
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Leistungen nicht gewährt werden‚ soweit der ßrbeitgeber
gleichartige Leistungen erbringt oder voraussichtlich er—
bringen wird„ Schließe somit 5 45 Abs. 2 AFG die Förderung‘
im vorliegenden Falle nicht aus, so sei der Anspruch des
Klägers dem Gründe nach gegeben, da die übrigen Voraus—

setzungen(55 35, 54, 56, 4l—MöAFGund @@4‚ 2, 6—8,24
der Anordnung Fortbildung und Uvschulung vom 48. Dezember
4969 —AIuU 4969 —) zweifelsfrei erfüllt seien" Der Kläger
habe 3UCh keinen gesetzlichen Anspruch auf die zur Förde—

rung der TCil■ühme im AFG vorgesehenen Leistungen gegen
seinen Arbeitgeber oder den Verband der Betriebskrnnken—
hassen (% 57 AFG)„ Das LSG teilt nicht die Auffassung

‚ÖCT Beklagten, daß die Förderung unter Berücksichtigung
'ÖCTLage und der Entwicklung des Arbeitsmarktes nicht
zweckmäßig ersQheine ($ 36 AFG}. Der Kläger als ■ngeste■ter
gehöre DiCht zu den Personen, denen der Staat oder einer
seiner Träger %rundsätzlibh auf Lebenszeitc■n öffentlich—
rochtliches, chh dem Alimentotionsprinzip eusgcstettctes
DiCÜSÜVCIhä1tUiSgernntiere° Da ihm gekündigt werden könne
UÜÖ er somit den Krisen des Arbeitslebens ausgesetzt sei,
entspreche es einer arbeitsmerktpolitischen zweckmäßigkeit,

ihn ÖUTChF""l‘tbildung krisenfester zu machen°

Mit der _ zugelassenen
—

ReviSion rügt die Beklagte eine
unrichtise Auslegung des 5 45 Abs„ 2 AFG„ Sie bringt
hierzu insbesondere vor: Ziel des @45 Abs„ 2 AFGsei es,
501Ch5 Bildung%bomühu080n von der Förderung auszuschließen,
die bisher von Betrieben und Verbänden im Rahmen ihrer
Bildungsarbeit getragen werden seien° Hierbei könne unter
d0m Begriff 30% Verbandes auch ein ganzer Verwaltunfszreig
füllcn- Eine Interessengebundenheit liege hier vor, sofern
Cin0 Mäß■■hm0der beruflichen Fortbildung oder Umschulung
im.Bercieh einer öffentlichen Verwaltung überwiegend für

ÖCTCU BSÖiCHSÜQt0 durchgeführt werde„ Deshalb könne auch
äiÜ £Üii■ü■mc &n den von den Trägern der Krankenverslcnelung
eiÜSCIiChÜOÜCD—*Lehrgängen nicht gefördert werden° Der Um—

_ 6 -
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stand, daß die Mitarbeiter der Betriebskrankenkassen vom

Arbeitgeber auf seine Kosten und Verantwortung für die

Geschäfte der Betriebskrankenkasse bestellt würden, könne

keine Ausnahme begründen.

Der enge Zuschnitt der vom Kläger besuchten Maßnahme auf

Verbandsinteressen werde dadurch deutlich, daß nach der
Prüfungsordnung für den Dienst bei den Trägern der gesetz—‘

lichen Krankcnversicherung in Rheinland—Pfalz vom 2. August

1962 (MinBl. Sp. 1o55) nur Bedienstete eines Trägers der

gggptglighgn Krankenversicherung oder eines Krankenkassen—‘

verbandes an der Maßnahme teilnehmen können. Der vom Kläger

besudte Vorbereitungslohrgang stelle einen typischen

Berufsbildungsgang dar, bei dem in der Vergangenheit die

Kosten üblicherweise vom Arbeitgeber getragen worden seien.

Imübrigenberuft sie sich auf ein Urteil desLSGNordrhein—
WQstfnlen vom 2. August 4975.

Die Beklagte beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

und des Urteils des Sozialgerichts Speyer,

Zweigstelle Mainz, vom10. November4974 die
Klage abzuweisen.

Der Kläger ist nicht vertreten und hat auch keine Stellung

genommen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne
mündliche Verhandlung durch Urteil einverstanden erklärt

(@ 124 Abs. 2 see).
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Die Revision der Beklagten ist zulässig und begründet.

Dem Kläger steht kein Anspruch gegen die Beklagte auf

Förderung seiner Teilnahme an dem Lehrgang des Verbandes

der Ortskrnnkenkessen zu.

Nach @45 Abs° 2 AFG wird die Teilnahme an Maßnahmen, die
auf die Zwecke eines Betriebes oder Verbandes ausgerichtet

sind, nur gefördert, tenn dafür ein besonderes arbeits—

merktpolitisehes Interesse besteht. Es handelt sich um
eine Aussehlußvorschrift, die nur für besondere Ausnahme—

fälle nicht gilto Da der Ausschluß ven der Förderung ein—

treten soll, obgleich die Vers ssetzungcn dafür im übrigen

gegeben sind — andernfalls hätte es dieser besonderen Aus?

schlußvorschrift nicht bedurft — :nnn das Vorliegen der

Förderungsvorcussetzungen der Anwendung der ■usschluüvor—

schr'ft nicht entgegenstehen. Das gilt insbesondere für

das allgemeine Erfordernis der nrbeitsmnrktpolitischen

Zueekmäßigkeit im Sinne des 5 36 AFG, zumal gerade ein
”besonderes" erbeitsmerktpolitisehes Interesse den ;usnehne»

full begründet, in dem trotz Vorliegen des Ausschl*■tnt«

bestandes eine Förderung stattfindet. Der Regeltatbestsnd

des % 45 Abs° 2 AIG ist also kein besonders hervorgehobener

Fall des Fehlens der arbeitsmnrktpolitischen Zveeknäßig—
keit; seine Tetbestnndsmerkmale sind vielmehr unabhängig

hiervon und vom Vorliegen der sonstigen Förde1un€svoraus—

setzungen zu prüfen. Die erst durch den lusschuß für Arbeit

den Entwurf eingefügte AüsschlUßVorschrift (5 42 Abs° & des
Entnurfs, BT—Drueks. V/4440 S. 20) ist durch eine Verneh—
d1ng weitgehend unbestimmter Begriffe gekennzeichnet, die

es erforderlich erscheinen läßt, zu deren Auslegung auch

ihre Entstehungsgcschiehte herenzuziehen. Im Schriftlichen
Bericht des fusschusses (gg BT—Drucks° V/4140 S, 9) heißt

es dazu, die Förderung "verbends— und betriebsinterner

_ 8 _
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Meßnnhmen■ solle Pwie bisher“ grundsätzlich ausgeschlossen
sein,_derertige Maßnahmen sollter1im allgemeinen von den

Firmen und Verbänden selbst finanziert werden, Die neue Vor—

schrift solle eine Verlagerung der Leistungen zur Fortbildunge-

förderung von der WirtSChnft anf die Bundesanstalt so weit wie
möglich verhindern helfen. Der politische Zweck der Regelung

ist damit kler_herdusgestelltz Die für die neue berufhshe

Bildungsförderung erforderlichen Mittel der Bundesanstalt für

Arbeit (BA) sollten möglichst nicht für Maßnahmen verbraucht'

werden, die bisher schon von anderen Stellen in deren eigenem

Interes_se finanziert wuden. Dieses durchaus verständliche und

'sachgerechte Motiv des Gesetzgebers nnzuzweifeln, besteht kein

hegr undeter fnlaß Wenn das LSG hierfür auf die im Vergleich

zu der des früher geltenden @ 457 AVAVG eingeschränkte Regelung

in '57 AEG hinweist, so verkennt es, daß sich 5 457 AVAVG

nicht auf die Maßnahme, sondern auf die persönliche Bedürftig—

keit des Teilnehmers bezieht, dem die erforderlichen Mittel

”auch nicht von Dritten" zur Verfügung gestellt werden. tem

entspricht — allerdings unter Einschränkung auf Förderunge—

leistungen anderer, dazu gesetzlich verpflichteter öffentlich—

rechtlicher Stellen — die neue Regelung in 5 57 AFG. Auch die

vom LSG gleichfalls hierzu angezogene Sonderregelung für die

Umschulung nach 5 47 „hs. 2 AFG bezieht sich nicht wie 5 45
Abs. 2 auf die Maßnahme, sondern auf die persönliche Förderung

des Teilnehmers durch seinen Arbeitgeber ("insoveit nicht ‚Q.,

als der Arbeitgeber gleichartige Leistungen @Mbringt")

Das hiernach klergestellte Motiv des Gesetzgebers für die Ein—

fügung des 5,45 Abs° 2 AFG ergibt keine Begründung für die
Auffassung des LSG, diese Ausschlußvorschrift grundsätzlich
”eng“ auszulegenq Mit den Werten “wie bisher" verweist der

Ausschußbericht eindeutig auf die einschlägige Bestimmung

der Nr. 7 Abs. 1 der Richtlinien für die Gewährung von Bei—‘
hilfen zur beruflichen Fortbildung (RL) vom 6. September 4965,
vonach Beihilfen nicht gewährt werden, "wenn der Lehrgang (e)
(b) der Schulung für Verbendsaufgaben dient, (0) von einzelnen

_9‘_
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Betrieben oder Unternehmen, einem Verband, einer Verwaltung

oder einer sonstigen Organisation getragen wird und seiner

Zielsetzung nach vorwiegend auf die «Belange seines Trägers
ausgerichtet oder nur einem bestimmten Personenkreis zu—

gänglich ist, (d) ...". Die Bedeutung der genannten RL

für den Gesetzgeber des AFG ergibt sich schon daraus, daß

sie nach der Überleitungsvorsehrift des 5 242 Abs. io
nr. 5 AFG bis zum — inzwischen erfolgten — Inkrafttreten
einer Anordnung nach 5 59 AFG weiter gelten sollten° Da die

AFuU 4969 keine einschlägigen Bestimmungen zum Regelfall
des S 45 Abs. 2 AFG enthält, bestehen keine Bedenken, bei

Auslegung dieser Vorschrift den Inhalt der genannten Be-

stimmungen der Richtlinien mitzuterverten. Ins gilt insbce

sondere für die Frage, was unter "Zwecke eines Betriebes
oder Verbandes“ zu verstehen ist. Bei der Wortverbindung

”Betrieb oder Verband" handelt es sich danach nicht um eine

Alternative, sondern um einen allgemeinen ammelbegriff,

der an die Stelle der früheren Anhäufung von Begriffen
(Betrieb, Unternehmen, Verband, Verve tung, sonstige

Organisation} getreten ist und erkennbar jede Einrichtung

erfassen.soll, die überhaupt als Zweektrüger für Fort—
bildungsmdßnahmen in Betracht kommen kann° Die Hinzufügung

des ”Verbandes“ zu dem schon im weitesten Sinne aufzu—

fassendon arbeitsrechtlichen Begriff des "Betriebes“ soll
sicherstellen, daß neben dem einzelnen Betrieb auch höhere

Einheiten aller Art erfaßt werden sollen° VomSinn und Zreek
d r Vorschrift aus kann es keinen Unterschied machen, ob

eine Fortbildungsmaßnahmc Von einem einzelnen Großbetrieb,
einem Unternehmen mit mehreren Einzelbetrieben oder einer

Mehrheit kleinerer Betriebe mit insoweit gleiohlaufenden,

gemeinsamen Interessen durchgeführt wird. Daß öffentliche

Verwaltungen hi rvon nicht ausgenommen werden sollten,
ergibt sich außer aus der ausdrücklichen Erwähnung in den

o.a° RL schon aus der dargelegten Zielsetzung des Gesetz—

,_;o_.
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gebers, da gerade bei ihnen interne Fortbildungsmaßnohmen

für ihre Bediensteten traditionell üblich sind.
Unter "Zuecke" kann entsprechend dem früher verwendeten

Ausdruck ”Belange" nichts anderes verstanden werden als
"Interessen” (daher der abkürzende Ausdruck "interessen—

gebundene Méßnchmcn“)o Dabei muß sich die Interessengebunden—

heit unmittelbar auf die Fortbildung selbst beziehen. Das LSG

het insoweit zutreffend ausgeführt, hierzu genüge es noch
nicht, daß etwa der Betrieb bestimmte Arbeitnehmer durch

Förderung ihrer Fortbildung an sich binden will oder daß

diese Arbeitnehmer ohnehin nicht vorhaben, den Betrieb zu
rechseln° Im übrigen ergänzen sich die Interessen von-Betrieb

und Verbund entsprechend der weiter oben dargestellten Be—

deutung dieses Sammelbegriffs.
Ob eine Fortbildungsmaßnehme auf die Interessen eines Ee—

triebes oder Verbandes "ausgerichtet" ist, ergibt sich nach
Auffassung des Senats insbesondere aus der entsprechenden Aus—
wähl des Teilnehmerkreises, dem Inhalt der Schulung und dem,

besonderen Ausbildungsziel. Unter Gesumtwürdigung dieser ‘

einander überschneidenden und ergänzenden Merkmale.ist der

Lehrgang, an dem der Kläger teilgenommen hat, als interessen—l

gebundene Maßnahmen im Sinne des @ 45 Abs. 2 AFG anzusehen.
Der reilnehmerkreis war auf Bedienstete der öffentlichen

Pflichtkronkenkassen der EVO im Bereich des Veranstaltenden

Verbandes, die als solche von ihren Kassen dorthin geschickt

uurdcn, beschränkt° Dabei ist ohne Bedeutung, daß Mitarbeiter

‘von Betriebskrankenkassen nicht Arbeitnehmer der betreffenden
Kasse sind, sondern in einem Arbeitsverhältnis zum Betrieb„—

inhnbcr stehen und u.U. von diesem und nicht von der K see

zu den Lehrgängen entsandt werden. Die Bezogenheit auf den
Aufgabenkreis der Pflichtkrankenkassen-und damit der fach—

und verbundsinterne_Chernkter der Maßnahme — bleibt hierdurch

unberührt. Der.Inhnlt der Schulung war auch, wie der Lehrplän

ausweist, auf die Interessen der Orte—, Innungs— und Betriebe—

krnnkenkessen zugeschnitten; es sollten dort Kenntnisse ver—

..’I‚_‚’l...
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mittelt werden, die für eine gehobene Tätigkeit speziell

bei den öffentlichen Pfliöhthrankenkassen für ‚erforderlich
angesehen werden. Allerdings war der Lehrgang nach der

Feststellung des LSG nicht derart spezialisiert, daß die

mit der Fortbildung erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten

außerhalb dieses Bereichs auf dem Arbeitsmarkt nicht oder

kaum genutzt werden konnten; hiernach wurden vielmehr

Kenntnisse vermittelt, die im Bereich aller Krankenkassen
der RVO und darüber hinaus der gesamten Soziulversicherung

und weiter Teile der öffentlichen Verwaltung und des kauf-‘

männischen Lebens_beruflich genutzt werden können. „es kann

nach fuffessung des Senats jedoch nicht genügen, die An—
venduné des 5 45 Abs. 2 AFG auszuschließen. Eine so starke

Einschränkung kann dem Ecgriff “ausgerichtet“ auch bei

5 rengcr !uslegung nicht entnommen werden; es würden sonst

praktisch kaum Fälle übrig bleiben, die nicht schon aus
anderen Gründen, insbesondere wegen fehlender arbeitsmarkt—

’ politischer Zweckmäßigkeit (5 56 AFG) von der Förderung
ausgeschlossen wären. Dabei ist die Verwendbarkeit der

erworbenen beruflichen Qualifikation auch bei anderen
Pflichtkassen ausserhalb des Verbandsbereichs und deren
Gemoinsehnftseinriehtungen schon deshalb nicht von ent—

seheidender Bedeutung, weil es dem gemeinsamen Interesse

dieser Instituto entspricht, gelegentlich auftretende
LÜCKCUan qualifizierten Mitarbeitern durch ein Überrechseln
SOlchor Kräfte ausfüllen zu können. Das gilt bei den
Pflichtkassen der RVG um so mehr, als sie institut10nell

und aufgnbcnmäßig nicht auf Wettbewerb untereinander aus—
gerichtet sind, sondern in regionaler, fachlicher und
betrieblicher Gliederung nebeneinander ihre gleichgerichteten

und gemeinsamen iufgaben erfüllen„ Vom Sinn und Zreek der
RCGOIUUS her sind auch keine Gründe dafür ersichtlich, die
auf unterer Ebene organisierten Einrichtungen anders als
die auf höherer Ebene organisierten zu behandeln° lür ”die

gesetzlichen Fbenkcnkasscn“ muß hiernach gleiches gelten wie

etwa für die Kundesbahn oder die BA im Verhältnis zu ihren
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einzelnen Betrieben oder Dienststellen. Gegenüber anderen

möglichen Interessenten — insbesondere anderen Sozialver—

sieherungsträgern — ist der vom Kläger besuchte Lehrgang

trotz der breiten Streuung des Stoffengebots aber — nicht

nur nach den Teilnehmebedingungen — hinreichend spezialisiert,

wie die bes0ndere Lehrplnnstruktur, die speziell auf Aufgaben

und Rechtsverhältnisse der Pflichtkessen zugeschnitten ist,

erkennen läßt. Es kommt hier hinzu, daß es sich um einen

Fechlehrgang mit dem Ziel der 2. Verwaltungsprüfung handelt;

$u■er auf die materielle Fortbildung der Teilnehmer ist der

Lehrgang also auch auf deren speziell für die Tätigkeit bei

den öffentlichen Krankenkassen bezogene formelle Qualifikation

ausgerichtet° Wenn auch die Angestellten von Betriebskrenken—

kassen nicht Dienstordnungsvorschriften unterliegen, so hat

doch die 2. Verwaltungsprüfung dort die gleiche faktische

Bedeutung für die Möglidteit, gehobene Stellungen zu be—

kleiden wie im übrigen Bereich der Pflichtkassen.

\ Schließlich ist zu berücksichtigen, daß die Förderung der

Aus— und Fortbildung den Krankenkassenverbänden gesetzlich

als Aufgabe übertragen werden ist (@414e Buchst. r BVG)
und auch schon vorher die Kassen und ihre Verbände sich

besonders dieser Aufgabe angenommen haben (vgl. Siebeck/Töns,

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Krankenkassen in

Nordrhein—Vestfelen, 4965, S. 55). Hieraus läßt sich zwar
nicht die Pflicht der Kassen und ihrer Verbände ableiten,

alle Kosten der Ausbildungsstätten und der Teilnehmer zu
trugen. Es entspricht aber andererseits nicht dem gesetz7
geberischCn Ziel des 5 43 Abs. 2 AFG,die traditi0nell und
zümutbererreise übernommenen Belastungen auf die Bundesanstalt

zu verlegern. Bei der Gesamtwürdigung der die ”Ausrichtung"

kennseichnenden Merkmale hat der Senat deshalb keine Bedenhen,

‘deh streitigen Lehrgang als eine der von 5 43 Abs° 2 ■FG
"engesprechenen Fortbildungsmaßnahmcn anzusehen, deren Förderung

grundsätzlich ausgeschlossen ist°

_ 4.5-
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Die besonderen Verhältnisse eines Teilnehmers können für die

Entscheidung keine Rolle Spielen, da 5 45 Abs. 2 AFG\

— :ie schon oben her?orgehoben wurde — eine Eigenschaft

der Maßnahme, also des Lelrgengs‚betrifft. Dementsprechend.

kommt es auf den Vortrag des Klägers nicht an, er habe die
A sbildung aus eigener Initiative durchlaufen, ohne daß ein

konkretes betriebliches Bedürfnis vorgelegen habe, und sein

Arbeitgeber trage nicht die Kosten°

Irgendein Anhaltspunkt für das Vorliegen eines "besonderen"
erbeitsmarktpolititsehen Interesses, die Teilnahme des

Klägers an dem Lehrgang zu fördern — das —
euenehmsteice

—
die Förderung gleichwohl rechtfertigen würde (vgl. S 4 AIuU

4969),i$t.nicht zu erkennen.

Die angefochtenen Urteile sind deshalb eufzuheben; die

Klage ist abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf S 495 des Sozialgerichts—
gesetzes°
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